
22 Ökologisches Wirtschaften 5/2001

s c h w e r p u n k t Ö k o l o g i s c h e r  S t r u k t u r w a n d e l

D Von Gerrit Schrammen 
erzeit ist die Verkehrszunahme größer als 
das Wirtschaftswachstum – und eine 

Trendwende  nicht in Sicht. Die neuesten Progno-
sen des Bundesverkehrsministers (1) gehen von 
einem deutlichen Anstieg der Verkehrsleistung bis 
zum Jahr 2015 aus: Der Güterverkehr wächst um 
64 Prozent, der Personenverkehr um 20 Prozent. 
Damit ist ein weiterer Anstieg der Kohlendioxide-
missionen um ca. zehn Prozent verbunden: Der 
Verkehr ist Klima-Sorgenkind Nummer eins in 
Deutschland, nachdem der Kohlendioxidausstoß 
zwischen 1990 und 1997 bereits um 11 Prozent 
anstieg (2). Durch den zunehmenden Verkehr lei-
den immer mehr Menschen unter Verkehrslärm, 
auch weil immer neue Straßen gebaut werden, die 
bislang relativ unberührte Regionen zerschneiden. 
Die Flächenversiegelung nimmt weiter zu, natürli-
cher Lebensraum wird vernichtet.
Die Automobilisierung der Gesellschaft hält an, 
statt 500 Pkw pro 1.000 Einwohner werden es 
2015 600 sein (1). In einer Art Teufelskreis wird 
durch die sinkende Nachfrage das Angebot im 
öffentlichen Verkehr schlechter. Damit ist die Teil-
habe aller an Mobilität nicht gewährleistet, denn 
in vielen, meist ländlichen Gebieten besteht fast 
ein Zwang zum eigenen Fahrzeug, wenn man frei 
über seine Zeit verfügen möchte. Nur: nicht jeder 
hat einen Führerschein oder kann sich ein eige-
nes Auto leisten. Auch sind 7.700 Verkehrstote 
pro Jahr 7.700 zu viel. Und der gerne gegen eine 
Verkehrswende ins Feld geführte Hinweis auf die 
vielen Arbeitsplätze im Automobilsektor ist ange-
sichts des stetigen Personalabbaus bei der Deut-
schen Bahn AG fast zynisch.

  ursachen ...
Die meisten Verkehrswissenschaftler vertreten die 
These, dass die Zahl der zurückgelegten Wege 
über die Jahre ebenso konstant geblieben ist wie 

die dafür aufgewendete Zeit. Das einzige, was sich 
ändere, sei die zurückgelegte Entfernung und das 
dafür benutzte Verkehrsmittel. In der Tat: die Ver-
kehrsmittel werden immer schneller, komfortab-
ler und insbesondere Auto fahren und fliegen – 
gemessen am Einkommen – billiger. Die Wirt-
schaft wird globaler, die menschlichen 
Beziehungen werden es auch. Ferne und exoti-
sche Länder sind heute selbstverständliche Reise-
ziele, die wenigen noch unerschlossenen Gebiete 
bleiben es nicht mehr lange. Zum Drang in die 
Ferne kommt der Trend zum Kurzurlaub, der die 
immer flexibleren und fast ständig einsatzbereiten 
Arbeitskräfte förmlich ins Flugzeug zwingt. Wer 
für vier Tage nach London fährt, will schließlich 
nicht 20 Stunden in Zug oder Auto sitzen.

  ... und Lösungswege
Die Symptome sind erkannt, die Diagnose gestellt, 
das Rezept bereits seit langem bekannt: "Vermei-
den, Verlagern, Verbessern" ist die Losung gegen 
den Verkehrsinfarkt, wobei im Freizeitverkehr, 
auf dem der Schwerpunkt der weiteren Ausfüh-
rungen liegt, insbesondere die beiden ersten Er-
folg versprechen (3).
Vermeiden bedeutet das Verringern der von Perso-
nen und Gütern zurückgelegten Entfernungen. Ver-
kehr ist in den wenigsten Fällen ein Zweck an sich, 
sondern dient in der Regel der Erfüllung eines an-
deren Zweckes, wie Urlaub, arbeiten oder einkau-
fen. Verkehrsvermeidung meint deshalb meistens 
nicht den Verzicht auf diesen Zweck, sondern auf 
die Fahrt. Erreicht werden soll zweierlei:
1. Verkehr ersetzen. Dies meint im elektroni-
schen Zeitalter: Statt ins Geschäft zu fahren, um 
dort eine CD zu kaufen, lädt man sie zu Hause aus 
dem Internet herunter.
2. Wege verkürzen. Statt irgendwohin zu fliegen, 
um dort zu zelten, Fahrrad oder Kanu zu fahren, 
tut man dies in der Nähe seines Wohnortes. Frei-

zeit- und insbesondere Urlaubsverkehre sind 
dabei flexibler als andere, da sie relativ selten und 
unregelmäßig auftreten. Einen anderen Urlaubs-
ort findet man leichter als einen näher am Wohn-
ort liegenden Tennisclub und diesen wiederum 
leichter als einen näher liegenden Arbeitsplatz. 
Konsequente Vermeidungsstrategien müssen sich 
mit den Standortentscheidungen von Personen 
und Betrieben befassen, denn das Haus im Grü-
nen bedingt ebenso zwangsläufig weite Wege mit 
dem Auto wie Shoppingzentren am Stadtrand oder 
große Freizeitzentren an der Autobahn.
Beim Verlagern von Verkehr auf umweltfreundli-
chere Verkehrsmittel bleibt der zurückgelegte 
Weg der gleiche. Nur statt mit Flugzeug oder Auto 
geht oder fährt man mit der Bahn, dem öffentli-
chen Nahverkehr oder dem Fahrrad an sein Ziel. 
Damit die Menschen umsteigen, muss es zunächst 
ein – auch preislich – attraktives Angebot geben. 

  Beispielhafte kooperationen
Ein Beispiel für eine offensive Strategie ist eine 
Kooperation zwischen der Deutschen Bahn und 
BUND, NABU, VCD und WWF unter dem Namen 
„Fahrtziel Natur“. Dabei wird gemeinsam für die 
vorsichtige touristische Nutzung von vier Natur-
park-Regionen in Deutschland geworben, die 
Anreise soll auf der Schiene erfolgen. Die Mobili-
tät vor Ort ist durch Kooperationen mit den Nah-
verkehrsbetrieben gewährleistet (4). 
Damit wird den Menschen eine komfortable Alter-
native zum Auto als „Verkehrsmittel Nummer 
eins“ angeboten. Beim Umweltverbund aus Bahn, 
öffentlichem Nahverkehr, Rad fahren und zu Fuß 
gehen sieht es aber leider nicht überall so aus: 
Die meisten Städte wurden über lange Jahre auto-
orientiert geplant, Bahnhöfe und Haltestellen des 
Nahverkehrs sind oft nicht fußgängerfreundlich 
gestaltet und bieten keine Abstellplätze für Fahr-
räder, von Fahrrad- oder Mobilitätsstationen ganz 
zu schweigen. Fahrradmitnahme ist keine Selbst-
verständlichkeit, gute Anschlüsse ebenfalls nicht. 
In der alternativen Mobilitätskette fehlen noch 
einige Glieder.
Auch das Auto kann ein Teil davon sein, wenn 
man es gelegentlich und nicht ausschließlich 
nutzt. Wiederum die Deutschen Bahn AG hat kürz-
lich ein viel versprechendes Konzept und eine 
neue Bahntochter, die DB Rent vorgestellt. Die 
BahnCard wird mit der Möglichkeit verknüpft, 
zunächst in den Großstädten an Bahnhöfen so-
wohl Fahrräder als auch Autos ausleihen zu kön-
nen. Damit soll den Bahnkunden eine Mobilitäts-
kette aus einer Hand angeboten werden. Für eine 

Probleme und Wege zu einer Verkehrswende am Beispiel Freizeitverkehr

Weiter „Schneller, höher, weiter“?
wer sich einer nachhaltigen entwicklung verpflichtet fühlt, kommt um einen 
strukturwandel auch im Verkehr nicht herum. die trends zeigen bisher in die 
falsche richtung. die politik reagiert fast hilflos: zwar gibt es in einzelnen Be-
reichen gute ansätze, doch Ideen, gar Visionen, wie ein an ökologischen krite-
rien ausgerichteter strukturwandel im Verkehr ausgestaltet werden soll, fehlen 
weitgehend. dabei könnte auf bekannten konzepten aufgebaut werden.
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umfassende alternative Mobilität ist es erforder-
lich, dass auch der öffentliche Nahverkehr einbe-
zogen wird. Das Ziel sollte eine Mobilitätskarte 
sein, die ein Ticket für eine Fahrt ermöglicht und 
Menschen davor bewahrt, in fremden Städten zu-
nächst die Tarifstruktur studieren zu müssen – 
Autofahrer tanken auch immer den gleichen 
Kraftstoff.
Wichtig ist, dass nicht einzelne der aufgeführten 
Handlungsansätze erfolgreich sein können, son-
dern dass alle ineinander greifen: Die zunehmen-
de elektronische Vernetzung führt bislang nicht zu 
weniger, sondern zu mehr Verkehr. Und selbst 
wenn alle ihre Standorte in der Nähe eines Bahn-
hofes wählen würden – fährt nur alle zwei Stun-
den ein Zug, säßen trotzdem fast alle im Auto. 

  wie kann die politik steuern?
Vorausgesetzt, die Politik würde sich für eine aktive 
Rolle in einer Verkehrswende entscheiden, stünden 
ihr viele Instrumente offen. So wie die Europäische 
Zentralbank über den Zinssatz die Nachfrage nach 
Geld beeinflusst, kann die Bundesregierung versu-
chen, über die durch Steuern und Abgaben beein-
flussbaren Nutzerpreise die Nachfrage von Perso-
nen und Betrieben nach Verkehr zu steuern. Dabei 
kann sie erwünschte Verkehrsmittel bevorzugen 
sowie effiziente Technologien fördern. 
Die Politik, aber auch der Einzelne und die Be-
triebe, müssten sich bei jeder Entscheidung dar-
über im Klaren sein, welche Auswirkungen bezüg-
lich des Verkehrs daraus folgen. Dies geschieht 
aber oft nicht, da Verkehr ein fast allgemein ver-
fügbares Gut ist und die Preise, zentrales Steue-
rungselement in einer Marktwirtschaft, nicht zu 
einem sparsamen Umgang mit Verkehr bzw. den 
dabei aufzuwendenden Ressourcen anleiten. 
Neben den Nutzerpreisen beeinflusst die Politik 
Verkehr auch auf viele andere Arten, wobei eine 
Trendwende zur Zeit eher verhindert wird. Fol-
gende Stichpunkte zeigen, wie groß der Hand-
lungsbedarf, aber auch die Möglichkeiten sind:
● Steuerliche Anreize: Entfernungspauschale 
und Eigenheimzulage sollen den Menschen das 
Haus im Grünen ermöglichen – warum wird nicht 
belohnt, wer wenig pendelt und an Haltestellen 
des öffentlichen Verkehrs seinen Standort sucht?
● Steuern: Warum zahlt die Bahn Steuern auf 
Diesel und Strom, während Flugzeuge und Bin-
nenschiffe steuerfrei tanken?
● Investitionen: Etwa 33 Milliarden Mark wer-
den pro Jahr für den Straßenbau in Deutschland 
ausgegeben (5) – wozu neue Straßen bauen, 
wenn weniger Auto gefahren werden soll?

● Externe Kosten: Warum zahlt der Verkehr 
nicht die Kosten, die er verursacht? Derzeit wer-
den die gesellschaftlichen Kosten von etwa 3.000 
Lärmtoten pro Jahr, der Klimaverschlechterung 
und des Raubbaus an der Natur weitgehend der 
Allgemeinheit aufgebürdet.
● Öffentlicher Verkehr: Wie kann man errei-
chen, dass mehr Leute auf öffentliche Verkehrs-
mittel umsteigen? Der Staat als Herr der Bundes-
bahn oder die Kommunen als Betreiber im Nah-
verkehr waren dazu nicht hinreichend in der 
Lage, weshalb viele ihre Hoffnungen auf die Libe-
ralisierung im öffentlichen Verkehr setzen. Dabei 
müssen allerdings die Rahmenbedingungen so 
ausgestaltet sein, dass, wie bisher vor allem mit 
Autos und Flügen, in Zukunft auch im öffentlichen 
Verkehr mit dem Transport steigender Passagier-
zahlen Geld verdient werden kann.

  Lernen aus der Ökosteuer
Alle genannten Punkte (und weitere) müssten in 
ein schlüssiges Konzept integriert werden. Dies 
aber fehlt in Deutschland, weswegen die Ökosteu-
er als isolierte Maßnahme vermutlich die unpo-
pulärste Maßnahme der rot-grünen Bundesregie-
rung ist. Da sich die SPD dem öffentlichen Druck 
gebeugt hat und keine Fortführung nach 2003 
mehr anstrebt, droht sie ähnlich den Ölpreis-
schocks in den 70-ern als Ökosteuerschock in 
die Geschichtsbücher einzugehen.
Ein großes Versäumnis war, dass die Regierung 
kein klares Signal ausgesendet hat, was sie errei-
chen will. Den Menschen wurde nicht erklärt, 
warum die Preise für Benzin und Diesel steigen. 
Wie der Rückgang bei Fahrleistung und Benzin-
verbrauch im Personenverkehr im Jahr 2000 um 
ca. vier Prozent zeigt, hat die Ökosteuer dennoch 
teilweise Wirkungen erzielt. Was aber ist pas-
siert?
Ein Rückgang um vier Prozent im Autoverkehr 
hätte bei einer Verlagerung dieser Fahrten auf den 
öffentlichen Verkehr dort zu einem Zuwachs von 
etwa 20 Prozent führen müssen. Statt dessen be-
trug dieser im Nahverkehr 1,2 und bei der Bahn 
2,1 Prozent (6). Es wurde also Verkehr vermie-
den. Zunächst ist es positiv, wenn man zum Bäk-
ker nicht mehr fährt, sondern geht. Wer sich aber 
die Urlaubsreise nicht mehr leisten kann, freut 
sich nicht darüber, auch wenn es gut für die Um-
welt ist. Damit die Menschen Zeit haben, sich 
andere Ziele zu wählen und neue Standorte zu 
suchen, kann eine sozial gerechte Verkehrsver-
meidung nur längerfristig erfolgen.

Den Menschen müssen im Sinne eines "Push and 
Pull” Alternativen zum Umsteigen aufgezeigt wer-
den, wenn ihre individuelle Automobilität verteu-
ert wird. Das aber wurde versäumt: Dass die fi-
nanziellen Zuweisungen an DB AG, Länder und 
Gemeinden für den öffentlichen Verkehr zwei 
Jahre nach der ersten Ökosteuerstufe auf Rekord-
höhe gestiegen sind, ist gut, doch was die Men-
schen stärker wahrnehmen, sind die Streichungs-
meldungen der DB AG. Auch wenn diese unter-
nehmerisch verständlich sein mögen, das 
öffentliche Signal ist verheerend.

  fazit
Ein ökologisch ausgerichteter Strukturwandel im 
Verkehr ist in Deutschland dringender denn je. Die 
Verkehrswende kann aber nur längerfristig mit und 
nicht gegen die Menschen erfolgreich sein. Die Po-
litik als der Akteur, der die Rahmenbedingungen 
setzt, müsste zunächst ein klares Signal aussenden. 
Notwendig ist dann eine auf die Bedürfnisse von 
Menschen und Betrieben abgestimmte, umfassen-
de und in sich konsistente Strategie auf der Basis 
„Vermeiden, Verlagern, Verbessern“ zu entwickeln 
und schrittweise umzusetzen. 
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